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2. legt sowohl den Vereinten Nationen als auch dem
Verband Südostasiatischer Nationen weiterhin nahe, die Be-
reiche ihrer Zusammenarbeit weiter zu verstärken und auszu-
bauen, und begrüßt in diesem Zusammenhang, dass der Ver-
band Südostasiatischer Nationen und die Vereinten Nationen
am 27. September 2007 am Amtssitz der Vereinten Nationen
eine Kooperationsvereinbarung zur Errichtung einer Partner-
schaft zwischen den beiden Organisationen unterzeichnet ha-
ben, die das gesamte Spektrum gegenseitig nutzbringender
Zusammenarbeit umfassen wird;

3. spricht dem Präsidenten der Generalversammlung,
dem Generalsekretär der Vereinten Nationen und den Außen-
ministern der Mitgliedstaaten des Verbands Südostasiatischer
Nationen ihre Anerkennung für ihre Bemühungen aus, jeweils
während der ordentlichen Tagung der Versammlung regelmä-
ßige jährliche Treffen unter Anwesenheit des Generalsekre-
tärs des Verbands Südostasiatischer Nationen abzuhalten, mit
dem Ziel, die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Natio-
nen und dem Verband Südostasiatischer Nationen weiter zu
verstärken;

4. legt den Vereinten Nationen und dem Verband Süd-
ostasiatischer Nationen weiterhin nahe, regelmäßig Gipfel-
treffen des Verbands Südostasiatischer Nationen und der Ver-
einten Nationen zu veranstalten, unterstreicht, wie wichtig die
Anwesenheit des Generalsekretärs der Vereinten Nationen
und der Leiter der maßgeblichen Hauptabteilungen, Fonds
und Programme der Vereinten Nationen sowie der Sonderor-
ganisationen bei diesen Treffen ist, und begrüßt in diesem Zu-
sammenhang den Beschluss, das dritte Gipfeltreffen des Ver-
bands Südostasiatischer Nationen und der Vereinten Nationen
am 17. Dezember 2008 in Thailand abzuhalten;

5. erkennt an, dass im Rahmen der Partnerschaft zwi-
schen den Vereinten Nationen und Regionalorganisationen
der Partnerschaft zwischen den Vereinten Nationen und dem
Verband Südostasiatischer Nationen eine wertvolle Rolle bei
der raschen und wirksamen Bewältigung globaler Probleme
von gemeinsamem Interesse zukommt, und legt den beiden
Organisationen daher nahe, konkrete Maßnahmen für eine en-
gere Zusammenarbeit zu erkunden, insbesondere in den Be-
reichen Ernährungs- und Energiesicherheit und Erreichung
der Millenniums-Entwicklungsziele;

6. begrüßt es, dass der Verband Südostasiatischer Na-
tionen die Humanitäre Einsatzgruppe für die Opfer des Wir-
belsturms „Nargis“ eingerichtet hat, und nimmt Kenntnis von
den Fortschritten bei der Unterstützung der Hilfsmaßnahmen,
die nach dem Wirbelsturm von der Dreiparteien-Kerngruppe
– bestehend aus der Regierung Myanmars, den Vereinten Na-
tionen und dem Verband Südostasiatischer Nationen – durch-
geführt wurden, und der von der internationalen Gemeinschaft
geleisteten Hilfe für die Notleidenden;

7. ermutigt die Mitgliedstaaten des Verbands Südost-
asiatischer Nationen und die zuständigen Organisationen der
Vereinten Nationen, bei der Durchführung operativer Ent-
wicklungsaktivitäten auf Landesebene wirksam zusammen-
zuarbeiten;

8. nimmt Kenntnis von den Bemühungen des Verbands
Südostasiatischer Nationen, am Rande der Tagungen der Ge-
neralversammlung Treffen mit anderen Regionalorganisatio-
nen abzuhalten, um die Zusammenarbeit zur Unterstützung
des Multilateralismus zu fördern;

9. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen;

10. beschließt, den Unterpunkt „Zusammenarbeit zwi-
schen den Vereinten Nationen und dem Verband Südostasia-
tischer Nationen“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer fünf-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/111

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 5. Dezember 2008, in
einer aufgezeichneten Abstimmung mit 155 Stimmen bei 1 Ge-
genstimme und 4 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolu-
tionsentwurfs A/63/L.42 und Add.1, eingebracht von: Antigua und
Barbuda, Australien, Belgien, Belize, Brasilien, Bulgarien, Däne-
mark, Fidschi, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland,
Guatemala, Honduras, Indonesien, Island, Jamaika, Japan, Ka-
nada, Kap Verde, Kroatien, Lettland, Luxemburg, Madagaskar,
Malaysia, Malta, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von),
Monaco, Neuseeland, Norwegen, Österreich, Palau, Philippinen,
Portugal, Samoa, Schweden, Slowenien, Spanien, Sri Lanka,
St. Lucia, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesi-

Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea,
Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland,
Guatemala, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, In-
donesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien,
Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Ka-
nada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Komoren, Kon-
go, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malay-
sia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretani-
en, Mauritius, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Mo-
naco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Myanmar, Nauru, Ne-
pal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Oman,
Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Para-
guay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Repu-
blik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sam-
bia, Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien,
Schweden, Senegal, Serbien, Simbabwe, Singapur, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Gre-
nadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Thailand, Timor-Leste, To-
go, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesi-
en, Uganda, Ukraine, Ungarn, Ur



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

58





I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

60

ferner feststellend, dass die Entwicklungsländer für Tätig-
keiten im Zusammenhang mit der Erstellung der der Kom-
mission zu übermittelnden Unterlagen um finanzielle und
technische Hilfe nachsuchen können, namentlich über den
freiwilligen Treuhandfonds, der mit Resolution 55/7 vom
30. Oktober 2000 eingerichtet wurde, um den Entwicklungs-
ländern, insbesondere den am wenigsten entwickelten Län-
dern und den kleinen Inselentwicklungsländern, die Erstel-
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(„Übereinkommen über Fischbestände“)138 zu werden, um das
Ziel der universellen Beteiligung zu erreichen;

5. fordert die Staaten auf, ihre innerstaatlichen Rechts-
vorschriften mit den Bestimmungen des Seerechtsüberein-
kommens und, soweit anwendbar, einschlägiger Vereinba-
rungen und Rechtsinstrumente in Einklang zu bringen, die
konsequente Anwendung dieser Bestimmungen sicherzustel-
len und außerdem sicherzustellen, dass alle Erklärungen, die
sie bei der Unterzeichnung oder Ratifikation des Seerechts-
übereinkommens beziehungsweise dem Beitritt zu ihm abge-
geben haben oder abgeben, nicht darauf abzielen, die Rechts-
wirkung der Bestimmungen des Übereinkommens in ihrer
Anwendung auf diesen Staat auszuschließen oder zu ändern,
und alle derartigen Erklärungen zurückzunehmen;

6. fordert die Vertragsstaaten des Seerechtsüberein-
kommens auf, wie im Übereinkommen vorgesehen, beim Ge-
neralsekretär Seekarten oder Verzeichnisse geografischer Ko-
ordinaten zu hinterlegen;

7. legt allen Staaten eindringlich nahe, direkt oder über
die zuständigen internationalen Organe zusammenzuarbeiten,
um Maßnahmen mit dem Ziel zu ergreifen, im Meer gefunde-
ne Gegenstände archäologischer und historischer Art im Ein-
klang mit dem Seerechtsübereinkommen zu schützen und zu
erhalten, und fordert die Staaten auf, im Hinblick auf so un-
terschiedliche Herausforderungen und Chancen wie das ange-
messene Verhältnis zwischen dem Bergungsrecht und dem
wissenschaftlichen Management und der Erhaltung des Kul-
turerbes unter Wasser, den Ausbau der technologischen Fä-
higkeiten zur Entdeckung und Erreichung von Unterwasser-
stätten, die Plünderung und die Zunahme des Unterwasser-
tourismus zusammenzuarbeiten;

8. nimmt Kenntnis von dem bevorstehenden Inkrafttre-
ten des Übereinkommens von 2001 über den Schutz des Kul-
turerbes unter Wasser139 und nimmt insbesondere Kenntnis
von den Regeln in seinem Anhang, die das Verhältnis zwi-
schen dem Bergungsrecht und den wissenschaftlichen Grund-
sätzen des Managements, der Erhaltung und des Schutzes des
Kulturerbes unter Wasser für die Vertragsstaaten, ihre Staats-
angehörigen und die ihre Flagge führenden Schiffe behan-
deln;

II

Kapazitätsaufbau

9. fordert die Geberorganisationen und die internatio-
nalen Finanzinstitutionen auf, ihre Programme laufend syste-
matisch zu überprüfen, um sicherzustellen, dass alle Staaten,
insbesondere die Entwicklungsländer, über die wirtschaftli-
chen, rechtlichen, nautischen, wissenschaftlichen und techni-

schen Fertigkeiten verfügen, die für die volle Durchführung
des Seerechtsübereinkommens und der Ziele dieser Resolu-
tion sowie die nachhaltige Erschließung der Ozeane und Mee-
re auf nationaler, regionaler und globaler Ebene erforderlich
sind, und dabei die Interessen und Bedürfnisse der Binnenent-
wicklungsländer zu beachten;

10. befürwortet verstärkte Bemühungen zum Kapazi-
tätsaufbau in den Entwicklungsländern, insbesondere in den
am wenigsten entwickelten Ländern und den kleinen Insel-
entwicklungsländern sowie den afrikanischen Küstenstaaten,
mit dem Ziel, die hydrografischen Dienste und die Herstel-
lung von Seekarten, einschließlich elektronischer Karten, so-
wie die Mobilisierung von Ressourcen und den Kapazitäts-
aufbau mit Unterstützung seitens der internationalen Finanz-
institutionen und der Gebergemeinschaft zu verbessern;

11. fordert die Staaten und internationalen Finanzinsti-
tutionen auf, namentlich durch bilaterale, regionale und glo-
bale Kooperationsprogramme und technische Partnerschaften
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fahrts-Organisation und andere zuständige internationale Or-
ganisationen;

15. erkennt an, wie überaus notwendig es ist, dass die
zuständigen internationalen Organisationen und Geber den
Entwicklungsländern dauerhafte Kapazitätsaufbauhilfe, auch
zu finanziellen und technischen Aspekten, gewähren, um de-
ren Fähigkeit zur Durchführung wirksamer Maßnahmen ge-
gen die vielfältigen Formen internationaler krimineller Akti-
vitäten auf See im Einklang mit den einschlägigen internatio-
nalen Übereinkünften, namentlich dem Übereinkommen der
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität und den dazugehörigen Protokollen140,
weiter zu stärken;

16. erkennt außerdem an, dass es angesichts der beson-
deren Gefährdung der kleinen Inselentwicklungsländer durch
die Auswirkungen der Meeresverschmutzung vom Lande aus
und des Meeresmülls notwendig ist, in den Entwicklungslän-
dern Kapazitäten aufzubauen, um das Bewusstsein für ver-
besserte Abfallbehandlungspraktiken zu schärfen und deren
Anwendung zu unterstützen;

17. erkennt ferner an, wie wichtig es ist, die Entwick-
lungsländer, insbesondere die am wenigsten entwickelten
Länder und die kleinen Inselentwicklungsländer sowie afrika-
nische Küstenstaaten, bei der Durchführung des Seerechts-
übereinkommens zu unterstützen, und fordert die Staaten, die
zwischenstaatlichen Organisationen und Einrichtungen, die
nationalen Institutionen, die nichtstaatlichen Organisationen
und die internationalen Finanzinstitutionen sowie natürliche
und juristische Personen nachdrücklich auf, freiwillige finan-
zielle oder sonstige Beiträge an die in Resolution 57/141 ge-
nannten, zu diesem Zweck geschaffenen Treuhandfonds zu
leisten;

18. legt den Staaten nahe, die von der Versammlung der
Zwischenstaatlichen Ozeanografischen Kommission der Or-
ganisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur beschlossenen Kriterien und Leitlinien für
die Weitergabe von Meerestechnologie141 anzuwenden, und
verweist auf die wichtige Rolle des Sekretariats dieser Kom-
mission bei der Umsetzung und Förderung der Kriterien und
Leitlinien;

19. fordert die Staaten auf, den Entwicklungsländern,
insbesondere den am wenigsten entwickelten Ländern und
den kleinen Inselentwicklungsländern sowie afrikanischen
Küstenstaaten, auf bilateraler und gegebenenfalls multilatera-

ler Ebene bei der Erstellung der der Kommission zu übermit-
telnden Unterlagen betreffend die Festlegung der äußeren
Grenzen des Festlandsockels jenseits von 200 Seemeilen, na-
mentlich bei der in Form einer Schreibtischstudie zu erstel-
lenden Analyse der Beschaffenheit und des Ausmaßes des
Festlandsockels eines Küstenstaats und bei der Festlegung
der äußeren Grenzen seines Festlandsockels, sowie bei der
Erstellung der dem Generalsekretär im Einklang mit dem Be-
schluss der achtzehnten Tagung der Vertragsstaaten des
Seerechtsübereinkommens136 vorzulegenden vorläufigen In-
formationen behilflich zu sein;

20. fordert die Seerechtsabteilung auf, auch weiterhin
Informationen über die einschlägigen Verfahren im Zusam-
menhang mit dem Treuhandfonds zur Erleichterung der Er-
stellung der der Kommission zu übermittelnden Unterlagen
zu verbreiten und ihren Dialog mit den potenziellen Nutznie-
ßern mit dem Ziel fortzusetzen, den Entwicklungsländern fi-
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und bittet die Mitgliedstaaten und andere, die dazu in der La-
ge sind, Beiträge an den Treuhandfonds zu entrichten, den der
Generalsekretär für den Sekretariats-Bereich Rechtsangele-
genheiten zum Zwecke der Förderung des Völkerrechts ein-
gerichtet hat;

25. erkennt an, wie wichtig das Hamilton-Shirley-Ame-
rasinghe-Gedächtnisstipendium für Seerechtsfragen ist, be-
kundet ihre ernsthafte Besorgnis über den Mangel an Res-
sourcen, der die Vergabe des zweiundzwanzigsten Stipendi-
ums und künftiger Stipendien verhindert, rät dem Generalse-
kretär, das Stipendium auch weiterhin aus Mitteln zu finan-
zieren, die über einen entsprechenden Treuhandfonds des Be-
reichs Rechtsangelegenheiten zur Verfügung gestellt werden,
und legt den Mitgliedstaaten und anderen, die dazu in der La-
ge sind, eindringlich nahe, zum weiteren Ausbau des Stipen-
diums beizutragen;

26. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der laufenden
Durchführung des Stipendienprogramms der Vereinten Na-
tionen und der Nippon Foundation mit dem Schwerpunkt der
Erschließung der Humanressourcen der Küstenentwicklungs-
länder, gleichviel ob sie Vertragsstaaten des Seerechtsüber-
einkommens sind oder nicht, auf dem Gebiet der Meeresan-
gelegenheiten und des Seerechts oder in verwandten Diszipli-
nen;

III

Tagung der Vertragsstaaten

27. begrüßt den Bericht der achtzehnten Tagung der
Vertragsstaaten des Seerechtsübereinkommens131;

28. ersucht den Generalsekretär, die neunzehnte Tagung
der Vertragsstaaten für den 22. bis 26. Juni 2009 nach New
York einzuberufen und die erforderlichen Dienste bereitzu-
stellen;

IV

Friedliche Beilegung von Streitigkeiten

29. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem fortdau-
ernden, bedeutenden Beitrag des Seegerichtshofs zur Beile-
gung von Streitigkeiten durch friedliche Mittel nach Teil XV
des Seerechtsübereinkommens und unterstreicht die wichtige
Rolle und die Befugnisse des Seegerichtshofs im Hinblick auf
die Auslegung oder die Anwendung des Seerechtsüberein-
kommens und des Durchführungsübereinkommens zu
Teil XI;

30.
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rechte und Immunitäten des Seegerichtshofs142 und des Proto-
kolls über die Vorrechte und Immunitäten der Behörde143 be-
ziehungsweise den Beitritt dazu zu erwägen;

38. betont, wie wichtig es ist, dass die Personalordnung
und das Personalstatut des Seegerichtshofs die geografisch
repräsentative Besetzung von Stellen des Höheren Dienstes
und der höheren Führungsebenen fördern, und begrüßt die
von dem Seegerichtshof zur Einhaltung dieser Vorschriften
ergriffenen Maßnahmen;



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

65

50. bringt ihre feste Überzeugung darüber zum Aus-
druck, wie wichtig die Arbeit ist, die die Kommission im Ein-
klang mit dem Seerechtsübereinkommen leistet, namentlich
in Bezug auf die Teilnahme der Küstenstaaten an den jeweili-
gen Verfahren, die die von ihnen übermittelten Unterlagen
betreffen, und ist sich dessen bewusst, dass zwischen den
Küstenstaaten und der Kommission auch weiterhin ein akti-
ves Zusammenwirken notwendig ist;

51. ermutigt die Staaten zu einer Fortsetzung des Mei-
nungsaustauschs mit dem Ziel eines besseren Verständnisses
der Fragen, die sich aus der Anwendung des Artikels 76 des
Seerechtsübereinkommens ergeben, einschließlich der damit
verbundenen Ausgaben, um den Staaten, insbesondere den
Entwicklungsländern, die Erstellung der der Kommission zu
übermittelnden Unterlagen zu erleichtern;

52. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit
den Mitgliedstaaten auch weiterhin Arbeitstagungen oder
Symposien zu wissenschaftlichen und technischen Aspekten
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62. betont, wie wichtig es ist, dass Zwischenfälle rasch
gemeldet werden, um genaue Informationen über das Aus-
maß des Problems der Seeräuberei und bewaffneter Raub-
überfälle auf Schiffe zu erlangen, und dass die von bewaffne-
ten Raubüberfällen betroffenen Schiffe dem Küstenstaat
Meldung machen, unterstreicht die Wichtigkeit eines wirksa-
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ber 2005154, am 20. September 2006155 beziehungsweise am
6. September 2007156 verabschiedet wurden, insbesondere die
förmliche Einrichtung des Kooperationsmechanismus auf
dem Gebiet der Sicherung der Seefahrt und des Umweltschut-
zes mit dem Ziel, den Dialog und eine enge Zusammenarbeit
zwischen den Küstenstaaten, den Benutzerstaaten, der Schiff-
fahrtindustrie und anderen Interessenträgern im Einklang mit
Artikel 43 des Seerechtsübereinkommens zu fördern, sowie
die Fortschritte bei der Umsetzung des Demonstrationspro-
jekts einer Datenautobahn für die Schifffahrt in der Straße
von Malakka und der Straße von Singapur157, nimmt mit An-
erkennung Kenntnis von der wichtigen Rolle des in Singapur
ansässigen Zentrums für den Informationsaustausch des Re-
gionalen Kooperationsabkommens zur Bekämpfung der See-
räuberei und bewaffneter Raubüberfälle auf Schiffe in Asien
und fordert die Staaten auf, ihre Aufmerksamkeit sofort auf
die Verabschiedung, den Abschluss und die Durchführung
von Kooperationsabkommen auf regionaler Ebene zu richten;

73. erkennt an, dass einige grenzüberschreitende organi-
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93. bekräftigt, dass die Flaggen-, Hafen- und Küsten-
staaten sämtlich die Verantwortung dafür tragen, die wirksa-
me Durchführung und Durchsetzung der internationalen
Übereinkünfte betreffend die Gefahrenabwehr in der Schiff-
fahrt und die Sicherheit der Schifffahrt im Einklang mit dem
Völkerrecht, insbesondere dem Seerechtsübereinkommen, zu
gewährleisten, und dass die Flaggenstaaten die Hauptverant-
wortung tragen, die noch weiter gestärkt werden muss, so
auch durch mehr Transparenz in Bezug auf die Eigentumsver-
hältnisse bei Schiffen;

94. fordert die Flaggenstaaten, die weder über eine ef-
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de Weiterentwicklung der Prozesse zur Umweltverträglich-
keitsprüfung für geplante, ihren Hoheitsbefugnissen oder ih-
rer Kontrolle unterstehende Tätigkeiten, die eine wesentliche
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Meeresökosysteme innerhalb und außerhalb der nationalen
Hoheitsbereiche zu ergreifen und dabei die Intaktheit der be-
treffenden Ökosysteme zu berücksichtigen;

118. bittet die Staaten, insbesondere diejenigen, die über
moderne Technologien und fortgeschrittene meerestechni-
sche Kapazitäten verfügen, zu prüfen, wie die Zusammenar-
beit mit den Entwicklungsländern, insbesondere den am we-
nigsten entwickelten Ländern und kleinen Inselentwicklungs-
ländern sowie afrikanischen Küstenstaaten, und die Hilfe für
diese Länder verbessert werden können, mit dem Ziel, die
nachhaltige und wirksame Entwicklung im Meeresbereich
besser in die nationalen Politiken und Programme zu integrie-
ren;

119. legt den zuständigen internationalen Organisationen,
dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, der
Weltbank und anderen Finanzierungsorganisationen nahe, zu
erwägen, im Rahmen ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs
ihre Hilfsprogramme für Entwicklungsländer auszuweiten,
und ihre Maßnahmen zu koordinieren, so auch bei der Zutei-
lung und Verwendung von Finanzmitteln der Globalen Um-
weltfazilität;

120. begrüßt die vom Sekretariat gemäß Ziffer 88 der
Resolution 61/222 ausgearbeitete Studie179 und die darin vor-
gelegten Informationen über die Hilfen, die den Entwick-
lungsländern, insbesondere den am wenigsten entwickelten
Ländern und den kleinen Inselentwicklungsländern sowie
afrikanischen Küstenstaaten, zur Verfügung stehen, und über
die Maßnahmen, die sie ergreifen können, um in den Genuss
der Vorteile einer nachhaltigen und wirksamen Erschließung
der Meeresressourcen und Nutzung der Ozeane innerhalb ih-
res nationalen Hoheitsbereichs zu gelangen, nimmt Kenntnis
von den seitens der Staaten und der zuständigen internationa-
len Organisationen sowie der globalen und regionalen Finan-
zierungsorganisationen vorgelegten Informationen und for-
dert sie nachdrücklich auf, weitere Informationen für den Jah-
resbericht des Generalsekretärs und zur Aufnahme in die
Website der Seerechtsabteilung vorzulegen;

X

Biologische Vielfalt der Meere

121. bekräftigt ihre Rolle in Fragen im Zusammenhang
mit der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen
Vielfalt der Meere außerhalb der nationalen Hoheitsbereiche,
nimmt Kenntnis von der Tätigkeit der Staaten und der ent-
sprechenden komplementären zwischenstaatlichen Organisa-
tionen und Organe auf diesem Gebiet, einschließlich des
Übereinkommens über die biologische Vielfalt und der Er-
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen, und bittet sie, im Rahmen ihres jeweiligen Zustän-
digkeitsbereichs zur Behandlung dieser Fragen durch die Ge-
neralversammlung beizutragen;

122. nimmt Kenntnis von der Erörterung der für die gene-
tischen Ressourcen der Meere außerhalb der nationalen Ho-
heitsbereiche relevanten Rechtsordnung im Einklang mit dem
Seerechtsübereinkommen und fordert die Staaten auf, diese
Frage im Rahmen des Mandats der Offenen informellen Ad-
hoc-Arbeitsgruppe weiter zu behandeln, mit dem Ziel, in die-
ser Frage weitere Fortschritte zu erzielen;

123. ist sich der Fülle und Vielfalt der genetischen Res-
sourcen der Meere und des Wertes bewusst, den sie ange-
sichts der Vorteile, Güter und Leistungen, die aus ihnen ge-
wonnen werden können, aufweisen;

124. ist sich außerdem dessen bewusst, wie wichtig die
Erforschung der genetischen Ressourcen der Meere ist, um
das wissenschaftliche Verständnis und die Nutzungs- und
Einsatzmöglichkeiten zu erweite
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und Küsten180 und des auf dem Übereinkommen über die bio-
logische Vielfalt beruhenden ausführlichen Arbeitspro-
gramms für die biologische Vielfalt der Meere und Küsten181

sowie von den einschlägigen Beschlüssen, die die Konferenz
der Vertragsparteien des Übereinkommens über die biologi-
sche Vielfalt auf ihrer neunten Tagung fasste171;

132. erklärt erneut, dass die Staaten einzeln oder über die
zuständigen internationalen Organisationen dringend prüfen
müssen, wie das Management der Risiken für die meeresbio-
logische Vielfalt der Tiefseeberge, der Kaltwasserkorallen,
der hydrothermalen Schlote und bestimmter anderer Unter-
wassergebilde auf der Grundlage der besten verfügbaren wis-
senschaftlichen Erkenntnisse und des Vorsorgeansatzes und
im Einklang mit dem Seerechtsübereinkommen und damit
zusammenhängenden Vereinbarungen und Übereinkünften
integriert und verbessert werden kann;

133. fordert die Staaten und die internationalen Organisa-
tionen auf, dringend weitere Maßnahmen zu ergreifen, um im
Einklang mit dem Völkerrecht gegen zerstörerische Praktiken
vorzugehen, die nachteilige Auswirkungen auf die biologi-
sche Vielfalt und die Ökosysteme der Meere haben, nament-
lich auf Tiefseeberge, hydrothermale Schlote und Kaltwas-
serkorallen;

134. erklärt erneut, dass die Staaten ihre Anstrengungen
direkt und über die zuständigen internationalen Organisatio-
nen fortsetzen und verstärken müssen, um verschiedene Kon-
zepte und Instrumente zur Bewahrung und Bewirtschaftung
empfindlicher Meeresökosysteme auszuarbeiten und ihren
Einsatz zu erleichtern, darunter die mögliche Einrichtung von
Meeresschutzgebieten gemäß dem Völkerrecht, wie im See-
rechtsübereinkommen niedergelegt, und auf der Grundlage
der besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse so-
wie der Aufbau repräsentativer Netzwerke solcher Meeres-
schutzgebiete bis zum Jahr 2012;

135. nimmt Kenntnis von der Tätigkeit der Staaten und
der zuständigen zwischenstaatlichen Organisationen und Or-
gane, einschließlich des Übereinkommens über die biologi-
sche Vielfalt, zur Bewertung der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse über schutzbedürftige Meeresgebiete und zur Zusam-
menstellung ökologischer Kriterien für die Ermittlung solcher
Gebiete, in Anbetracht des Ziels des Weltgipfels für nachhal-
tige Entwicklung, verschiedene Konzepte und Instrumente
auszuarbeiten und ihren Einsatz zu erleichtern, darunter die
Einrichtung von Meeresschutzgebieten gemäß dem Völker-
recht, wie im Seerechtsübereinkommen niedergelegt, und auf
der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse, einschließ-
lich des Aufbaus repräsentativer Netzwerke bis zum Jahr
2012134, und stellt mit Befriedigung fest, dass die Konferenz
der Vertragsparteien des Übereinkommens über die biologi-
sche Vielfalt auf ihrer neunten Tagung wissenschaftliche Kri-
terien für die Ermittlung ökologisch oder biologisch bedeut-
samer schutzbedürftiger Meeresgebiete auf offener See und
in Tiefseelebensräumen sowie wissenschaftliche Leitlinien

für die Auswahl von Gebieten zum Aufbau repräsentativer
Netzwerke von Meeresschutzgebieten, darunter auf offener
See und in Tiefseelebensräumen, verabschiedete und von den



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

74

141. befürwortet weitere Untersuchungen und Erörterun-
gen über die Auswirkungen des Unterwasserlärms auf die le-
benden Meeresressourcen und ersucht die Seerechtsabtei-
lung, auch künftig die von Fachgutachtern geprüften wissen-
schaftlichen Studien, die sie gemäß Ziffer 107 der Resolution
61/222 von den Mitgliedstaaten erhält, zusammenzustellen
und je nach Bedarf diese oder Verweise auf sie und Links zu
ihnen auf ihrer Website zugänglich zu machen;

XI

Meereswissenschaft

142. fordert die Staaten auf, einzeln oder in Zusammenar-
beit miteinander oder mit den zuständigen internationalen Or-
ganisationen und Organen das Verständnis und das Wissen in
Bezug auf die Ozeane und die Tiefsee zu verbessern, insbe-
sondere was den Umfang und die Anfälligkeit der biologi-
schen Vielfalt der Tiefsee und ihrer Ökosysteme betrifft, in-
dem sie ihre wissenschaftliche Meeresforschung im Einklang
mit dem Seerechtsübereinkommen ausweiten;

143. nimmt Kenntnis von dem Beitrag der Initiative
„Census of Marine Life“ (Bestandsaufnahme des Lebens im
Meer) zur Erforschung der biologischen Vielfalt der Meere
und ermutigt zur Beteiligung an dieser Initiative;

144. begrüßt es, dass die Zwischenstaatliche Ozeanogra-
fische Kommission der Organisation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft und Kultur Leitlinien für die
Durchführung der Resolution XX-6 der Versammlung der
Ozeanografischen Kommission in Bezug auf die Aussetzung
von Messbojen auf Hoher See im Rahmen des Argo-Pro-
gramms verabschiedet hat183, und ermutigt den Fachbeirat für
Seerecht der Ozeanografischen Kommission, seine Arbeit an



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

75

Ad-hoc-Lenkungsgruppe für die „Bewertung der Bewertun-
gen“187
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163. bekundet ihre ernsthafte Besorgnis darüber, dass es
dem mit Resolution 55/7 eingeric
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